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VERÖFFENTLICHUNG DES BAYERISCHEN BEZIRKETAGS

Oberfrankens Bezirkstagspräsident Henry Schramm über die Herausforderung, bayernweit den niedrigsten Hebesatz zur Bezirksumlage beizubehalten

„Man trägt eine hohe Verantwortung“
Kulmbachs Oberbürgermeister Henry Schramm (CSU) ist
seit 8. November 2018 neuer Bezirkstagspräsident von
Oberfranken. Wir sprachen mit ihm über sein neues Amt,
den Bezirkshaushalt, die Modernisierung der
Bezirkskliniken und seine karge Freizeit.

BSZ Herr Schramm, seit knapp drei
Monaten stehen Sie an der Spitze
des Bezirks Oberfranken. Vor Kur-
zem haben Sie ihren ersten Haushalt
einstimmig verabschiedet. Wie sind
ihre ersten Eindrücke als Bezirks-
tagspräsident?
SCHRAMM Es war eine sehr intensive
Zeit. Ich habe viel Neues kennenge-
lernt und tue das auch jetzt noch.
Obwohl ich schon zehn Jahre als Be-
zirksrat gearbeitet habe ist die Situa-
tion nun eine ganz andere. Man ar-
beitet sich viel intensiver in die The-
men ein und trägt eine ganz andere
Verantwortung. Es macht Spaß zu
gestalten und zusammen Vorschläge
zu erarbeiten. Ich hatte aber auch
bereits viele Begegnungen mit un-
terschiedlichsten Menschen, die in
unserem schönen Oberfranken le-
ben. Klar freut man sich auch darü-
ber, wenn der Haushalt einstimmig
verabschiedet wird.

BSZ Fast eine Premiere in Oberfran-
ken. Seit über 15 Jahren gab es kei-
nen einstimmigen Beschluss zum
Haushalt mehr.
SCHRAMM Das Abstimmungsergeb-
nis zeigt, dass es gelungen ist einen
Haushalt vorzulegen, den alle Mit-
glieder des Bezirkstags über die Par-
teigrenzen hinweg akzeptieren
konnten. Im Bezirkstag wird sachori-
entiert für die Menschen in Ober-
franken gearbeitet. Wir stehen vor
großen Herausforderungen wie der
Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes, der Zusammenlegung der
ambulanten und stationären Hilfe
zur Pflege und vor allem der Moder-
nisierung unserer Kliniken, die wir
nur gemeinsam meistern können.

BSZ Und die viel Geld kosten wer-
den. Aktuell hat der Bezirk Ober-
franken den niedrigsten Hebesatz

zur Bezirksumlage aller bayerischen
Bezirke, die Ausgaben werden aber
steigen. Wird der Hebesatz auch
weiterhin so niedrig bleiben?
SCHRAMM Die Hoffnung stirbt zu-
letzt. Mit ist aber bewusst, dass die
genannten Aufgaben Geld kosten
werden. Im Moment läuft die Kon-
junktur gut. Wir haben sprudelnde
Steuereinnahmen, unsere Umlage-
kraft in Oberfranken ist deutlich ge-
stiegen. Dass dies nicht für immer
so bleiben wird, muss jedem klar
sein. Mir ist wichtig, dass wir ein
verlässlicher Partner für die uns an-
vertrauten Menschen bleiben. Sie
müssen auch weiterhin darauf ver-
trauen können, dass wir sie unter-
stützen. Wie werden sich die Sozial-
ausgaben entwickeln? Welche Rolle
spielt der demografische Wandel?
Und wie werden sich die geänder-
ten gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen auswirken? Darauf haben wir
Bezirke keinen Einfluss. Deshalb
habe ich in meiner Haushaltsrede
auch an den Freistaat Bayern appel-
liert, die Höhe der staatlichen Zu-
weisungen nach Artikel 15 Finanz-
ausgleichsgesetz zukünftig an die
steigenden Sozialausgaben zu kop-
peln. Die Hilfe für Menschen mit
Behinderung und pflegebedürftige
Menschen ist eine wichtige gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Die Kos-
tensteigerungen allein auf die Kom-
munen abzuwälzen bringt die kom-
munale Familie in Zeiten schlechte-
rer Konjunktur zwangsläufig an die
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit.

BSZ Worin sehen Sie die Hauptauf-
gabe in den kommenden Monaten
und Jahren?
SCHRAMM Wir sind als Bezirke in
erster Linie für diejenigen zustän-
dig, mit denen es das Leben nicht
so gut gemeint hat. Mit den

unsere Internationale Musikbegeg-
nungsstätte Haus Marteau fertigzu-
stellen und die tollen kulturellen
Einrichtungen Oberfrankens im
Rahmen unserer Möglichkeiten zu
fördern. Fordern wird uns sicherlich
die Herkulesaufgabe, unsere Klini-
ken, Heime und Schulen weiter fit
für die Zukunft zu machen. Dieses
Thema wird uns sicherlich noch län-
ger beschäftigen.

BSZ Ein bunter Strauß an Aufga-
ben, der da zusätzlich auf Sie zu-

Schwächeren und Schwächsten in
unserer Gesellschaft: Menschen mit
Behinderung und pflegebedürftige
Menschen, Kinder und Jugendliche
mit Handicap. Wir haben eine Ver-
antwortung gegenüber diesen
Menschen. Dieser gesetzlich defi-
nierten Aufgabe kommen wir, kom-
me auch ich ganz persönlich, gerne
und mit viel Herzblut nach. Zudem
sorgen wir mit anderen Partnern
auf vielfältige Weise dafür, dass un-
sere oberfränkische Heimat liebens-
und lebenswert bleibt. Hier gilt es

gekommen ist. Haben Sie denn
noch Freizeit?
SCHRAMM (lacht) Für einen Kom-
munalpolitiker ist Freizeit ein knap-
pes Gut. Ich freue mich, dass ich in
einer Position arbeite, in der ich
Menschen ganz konkret helfen
kann. Letztendlich ist das der An-
trieb meines ganzen politischen Le-
bens: Situationen für Menschen zu
verbessern. Dies werde ich mit
meiner ganzen Kraft im Bezirk und
in gleicher Art und Weise auch als
Oberbürgermeister für die Stadt

Kulmbach tun. Es ist wohl ver-
gleichbar mit einem Vater, der ein
zweites Kind bekommen hat und
der natürlich für beide da ist und
vor allem keines von beiden ver-
nachlässigen wird. Da bleibt nicht
allzu viel Freizeit. Aber die, die ich
habe, verbringe ich mit meiner
Frau, meinen drei Kindern und
meinen Freunden. Da bekommt
man dann auch wieder neue Kraft
und Energie für die vielfältigen
Aufgaben.

Interview: CHRISTIAN PORSCH

Henry Schramm freut sich, in einer Position zu arbeiten, in der er Menschen ganz konkret helfen kann. FOTO BEZIRK OBERFRANKEN

kommen noch neue hinzu? „Un-
sere Idee ist, diesen Kanal inter-
aktiv zu nutzen“, erläuterte Ru-
dert. „Patienten oder Interessierte
können ganz einfach mit uns in
Kontakt treten. Entweder sie
schicken uns ein E-Mail oder ge-
ben ihre Fragen und Anregungen
direkt mittels Kommentarfunkti-
on auf der Seite ein“ so Rudert
weiter. „Wird eine Frage häufiger
gestellt, werden wir wieder ein
Video zu diesem Thema drehen
und hochladen.“

Ziel dieses YouTube-Kanals ist,
komplexe Themen möglichst ein-
fach und auch für Laien verständ-
lich darzustellen. Viele Fragen
könnten so beantwortet und
Ängste der Patienten genommen
werden, erwartet die Kliniklei-
tung. Außerdem entstehe auf die-
se Weise eine Art von Vertrauens-
verhältnis, wenn die Patienten ih-
ren Arzt aus den Filmen schon zu
kennen glauben. Das baue even-
tuelle Schwellenängste ab, zeigte
sich Rudert überzeugt.
> FLORIAN HILLER

Die Digitalisierung wird immer
wichtiger. Die Orthopädische Kli-
nik König-Ludwig-Haus in Würz-
burg informiert daher ab sofort
per Videoclip auf YouTube über
alles, was mit Orthopädie zu tun
hat. Die Idee zu dieser zeitgemä-
ßen Info-Strategie hatten Profes-
sor Maximilian Rudert, der Ärzt-
liche Direktor der renommierten
Klinik, und Krankenhausdirektor
Karsten Eck. Begeistert von der
Idee, fortan regelmäßig im welt-
weiten Netz über die verschie-
densten Bereiche der Orthopädie
aufzuklären, war auch Bezirks-
tagspräsident Erwin Dotzel, der
unlängst vor Ort die neue Tech-
nologie in Augenschein nahm.

Ganz bequem von zuhause
oder auch mittels eines
Smartphones könne man nun
über den YouTube-Kanal des Kö-
nig-Ludwig-Hauses Informatio-
nen zu häufig gestellten Fragen
zur Orthopädie abrufen, freute
sich der Bezirkstagspräsident.
Soll es nun bei den bisher einge-
stellten Videos bleiben, oder

Videoclips schaffen mehr
Transparenz

Neue Patienten-Info im König-Ludwig-Haus

Videoclips auf YouTube schaffen einen neuen Weg der Patienteninformation
(von links): Krankenhausdirektor Karsten Eck, Ärztlicher Direktor Prof. Dr.
Maximilian Rudert, Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel, Tobias Grimm und
Stefan Schmitt von der goldenen Kuh. FOTO HILLER

Kongress in Irsee

Kooperation in Notlagen
Das neue bayerische Psychisch-

Kranken-Hilfe-Gesetz legt den
sieben bayerischen Bezirken auf,
dass sie Erstanlaufstellen für Men-
schen in psychischen Krisensitua-
tionen schaffen müssen. Doch wie
soll das konkret aussehen? Darü-
ber wurde beim „Gesundheits-po-
litischen Kongress“ der dritten
kommunalen Ebene im Kloster Ir-
see jetzt diskutiert.

Es ist eine selbstauferlegte
Pflicht: Im Zuge der Diskussion
über das neue Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) im
letzten Jahr hatten die Bezirke ge-
fordert, dass neue niedrigschwelli-
ge Hilfsangebote für psychisch
Kranke – und nicht die Speiche-
rung ihrer persönlichen Daten –
im Mittelpunkt stehen sollen.

Krisendienste
flächendeckend schaffen

Und so kam es: Der schließlich
geänderte Gesetzesentwurf, der
seit Juli 2018 als Bayerisches
PsychKHG in Kraft ist, verpflich-
tet die Bezirke, innerhalb von drei
Jahren flächendeckend Krisen-
dienste für Menschen mit psy-
chischen Problemen zu schaffen.

„Nun wollen wir uns rückversi-
chern und mit unseren Partnern
erörtern, welche Fallstricke sie bei
der Umsetzung sehen, und worauf
wir gemeinsam achten müssen“,
erklärte Celia Wenk-Wolff, stell-
vertretendes Geschäftsführendes
Präsidialmitglied des Bayerischen
Bezirketags, in Irsee.

Die Partner, das sind die Klini-
ken, die Psychiatrischen Instituts-
ambulanzen (PIAs) und Sozial-
psychiatrischen Dienste (SpDis),
deren Vertreter ebenso an der

Konferenz teilnahmen wie Politi-
ker des Landtags, Polizisten, An-
gehörige und Betroffene.

Stefanie Krüger, Geschäftsfüh-
rendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Bezirketags, erklärte
das Konzept: „Der neue Krisen-
dienst besteht aus zwei Baustei-
nen, die nicht in der Regelversor-

gung bereitgestellt sind: aus einer
Leitstelle und einem mobilen
Dienst.“

Als Einstieg eröffneten zwei
Vorträge einen panoramahaften
Blick auf Krisendienste – zu-
nächst weltweit, dann deutsch-
landweit. So zeigte Professor Dr.
med. Thomas Becker, Ärztlicher
Direktor der Klinik für Psychiatrie
und Psychotherapie II der Univer-

sität Ulm, unter anderem, wie sich
mobile Krisendienste in Großbri-
tannien und der Schweiz bewährt
haben: „Wenn die Mitarbeiter die
Betroffenen zuhause besuchen,
führt das erwiesenermaßen zu ei-
ner höheren Zufriedenheit. Die
Betroffenen werden seltener rück-
fällig und kommen seltener wegen
akuter psychischer Erkrankungen
ins Krankenhaus.“

Krankenkassen stärker
in Finanzierung einbinden

Doch auch in Deutschland sei
die psychiatrische Notfall-Versor-
gung schon sehr fortschrittlich –
speziell in Bayern, wie Jörg Hol-
ke, ehemaliger Leiter des Referats
Psychiatrie im Gesundheitsminis-
terium NRW, darstellte: „In Bay-
ern ist es nun so, dass die Bezirke
selbst Krisendienste errichten,“
und er fügte hinzu: „Die unter-
schiedliche Sichtweise zur kom-
munalen Verantwortung hängt
natürlich stark von der Finanzla-
ge der Kommunen ab.“ In Bayern
ist es um beides gut bestellt: Da
die Errichtung der Krisendienste
für die bayerischen Bezirke eine
neue Aufgabe ist, trägt der Frei-
staat die Kosten – aber nur für die
telefonische Beratung, wie sie
derzeit in der Münchener Leit-
stelle durchgeführt wird.

Die Kongressteilnehmer waren
sich in Irsee jedoch einig in dem
Wunsch, dass die Krankenkassen
stärker in die Finanzierung einge-
bunden werden sollen. Das ist
schwierig, wie Holke erklärte:
„Für die Krankenkassen müssen
die Geldflüsse nachvollziehbar
sein. Und das sind sie bei einer
Mischfinanzierung nicht.“

Tatsächlich zahlen die Kranken-
kassen nur, wenn es einen ärztli-
chen Erstkontakt zum Patienten
gibt. Doch ist der zwingend nötig?
In seinem, aus zahllosen wissen-
schaftlichen Studien gespeisten
Vortrag, erläuterte Professor Be-
cker: „Psychiatrische Soforthilfe-
dienste haben keinen sofortigen
Effekt auf den Gesundheitszu-
stand, aber sie schaffen eine ge-
zielte Zuführung zu Hilfediens-
ten.“

Was das betrifft, können bei-
spielsweise auch Sozialpädago-
gen gute Arbeit leisten. In Mittel-
franken ist dies schon Gang und
Gäbe. Hier gibt es eine Leitstel-
le, in der die Betroffenen anru-
fen oder vorbeikommen können.
Außerdem gibt es Mitarbeiter in
den Landkreisen, die im Zweier-
team, wenn nötig, innerhalb ei-
ner Stunde zu den Hilfesuchen-
den fahren.

Und noch etwas funktioniert in
Mittelfranken so vorbildlich, dass
Dr. Michael Welschehold es in sei-
nem Krisendienst München eben-
falls fördern will: Die Zusammen-
arbeit mit der Polizei! Ralf Boh-
nert, Leiter des Krisendienstes
Mittelfranken, berichtete in dem
Kontext zum Beispiel von „Tatort-
begehungen“, die die Nürnberger
Polizei vorzugsweise mit sozialpä-
dagogischer Unterstützung durch-
führe.

Vom neuen PsychKHG erhofft
Bohnert sich nun, dass sein Kri-
sendienst auch bezüglich der Öff-
nungszeiten mit der Polizei gleich-
gestellt wird. „Wir möchten die
„Nacht-Lücke“ schließen. Denn
wenn psychische Krisen und
Straftaten eines gemeinsam ha-
ben, dann das: Sie halten sich
nicht an die Uhrzeit.“
> MELANIE SCHRAPS

Wer eine psychische Krise hat,
braucht schnell Hilfe.
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